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INHALT 

Der Gestaltungsplan regelt: 

• Die Nutzung 

• Die Bebauung 
• Die Erschliessung durch private Erschliessungsanlagen 

• Öffentliche Wegrechte 
• Die Freiflächengestaltung, insbesondere wichtige lkpflam:ungen 

• Grundsätze der architektonischen Gestaltung 
• Die Etappierung 
• Konzeptionelle Lärmschutzmassnalunen. 

• Konzeptionelle Kanalisationsführung 

STELLUNG ZUR BAUORDNUNG 

Soweit die Sonderbauvorschriften nichts anderes bestimmen, gelten das Bau­
und Zonenreglement der Gemeinde Luterbach und die einschlägigen k.;1ntonakn 
Bauvorschriften inkl Aendenmg des kantonalen Baureglements laut KBR vom 
12.9.1990, in Kraft seit dem 1.1.1991. 

NUTZUNG 

7.ulässig sind Wohnungen und quartkrhezogcm: nkht stün: ndc l>knstldstun~s­

und Gewerbenutzungen wie z.B. I.ädt>n, Büros, Praxen, Atc~Jiers etc. 

AUSNUETZUNG 

I Dk max. Awmützung wird durdt dk im Plan fli r jnk ... ( rt'h;iud(' fc ... tgt'kgte 
max. Bruttogl·schossOädte (ll(;f=) lwstimmt. 

z Darüber hinaus sind allgl'fncin zug;inglidH: Riitlllll' "ic < rt'lll<:in-.< hafto., Bas 
tdräumc, Spid- und fn.:izl'itriimnc:, auss<.-rhalh dn <•<:h ;it•<k licg('ll(k HTtikak 
Frsdtlkssungsanlagcn u. dgl. sowie nkht hc:wohnhan· (nicht hdrharl') 
dngt·schossige Nelx~nräume im ncrt'kh dt·r Vorgartt'IUOII('fl /.llu~ ... ig. 

LAERMSCHUTZ 

Das &t.·hkt dt·~ <iestaltungsplans wird dt.·r ..:tnpfindlkhk< ito.;..; tuk II g<·fldo.;.-. 
l.ärms<:huu-Vl·rordnung (I .SV) vom I S. 12.19R6 1.ug<:w it·..,cn. Im 

Bauhcwilli~'llngsverfahren ist dn "iadnn+.. iih<.-r dit' I inhaltung d<"r 
Planungswertt· der ES II 7.u <.·rhringcn. 

§6 MASSVORSCHRIFTEN I HAUSBAULINI EN 

§ 7 

§ 8 

1 Dk im Plan dngczddtn<·tt.·n llaushaulinil'n l)('/('ichncu <kn lkrcich , innerhalb 
ckm dil' g<.'ll<Htnlcn <r<:h~imkt<:ik \'crsdwhcn oder in ihreil (,fi JIHima-.o.;<·n gc 
ringfügig vcr~iudcrt Wl'nkn künrwn. nan'ill<-r hinau-. diirkn cing<.·..,dws-.igt· 
Kid nhautcn w ic (~t.·mdnschaftsräu nH·, < :on Ia iJa·ro.,t a rul p tit " ·. Hridl<a..;f<"na nlagcn 
dc im Rahmen der nauvorsdtrift<"n frd <·r·stl'llt w<"nkn. 

VORGARTENZONE 

1 Dk Vorgartenzone darf bis ru d e m im Plan ll<'.t<"kh nclcn .\u.,ma .... .., mit 1 
gesdtoo.;sigc:n Bauten von max. 5m <;c·häuckhi'lh(' iihl'rh:mt '"<'rdcn . Dkst' Bautt·n 
dürfen Wl'<kr unterkdlcrt nodt hc: hd:.t.t Wt'rd<"ll nodl al., ,,.ohn , ">chlaf od<"r 
dall<.'rru.k .\rhcit-.r~hune gl~nutn w('rdl'n. 

' Dk ~cstzlkhcn Gn~n1. und <;dl:imkahs tilnd<' dürfe n in dic-.<"lll lkn:kh 
11 nh'rsdtril tnt w<.-rdt•rt 

'Die Baulx·hönlt: kann auf dk :\usschrcihung dc-.; B:mgt·..,uchc., \Trlid1tt·n wc:nn 
der G<.'suchstdkr d a-, schriftlkht· Einvt·rstä ndni~ dt'r dirt'kt a nsto .... st"ndt'n "'adt · 
harn hdhringen kann. 
"Das Erstellen von Gartenmauern auf die Grenze ist gestattet. Eine Pflicht zur 
Erstellung besteht hingegen nicht 

NA EHERlAU 
1 Wo der Gestaltungsplan dies vorsieht, können die Gebäude n äher als nach 
ordentlichem Recht zulässig zueinander gestellt werden (Stirnseiten). Ausscr im 
Dachgeschoss dürfen Wolu1-, SchW- und Arbcit.sräumc nur nebe nsädLlich von 
dieser Seite her belichtet werden. Die Räume sind gegen Einsicht zu schützen. 

z Dächer von Zwi..,chenbauten im Bereich des unterschrittenen Geb äudeab­
s tandes sind nicht brennbar auszuführen oder von unten feuerhemmend F 30 zu 
verkleiden. 

~Soweit der Gebäudeabstand Sm unterschre ite t, i'5t das ßaupro;ekt vor Erteilung 
der Baubewilligung der Solothurnischen Gebäudeversicherung zu unterbreite n 
und von dieser genehmigen zu lassen. In diesen Bereichen ist mindestens eine 
der beiden Fassaden öffnungslos als Brandmauer auszubilden. 

§ 9 ERSCHLIESSUNG 
1 Die Zufahrt erfolgt zwingend ab Kantonsstrasse.Die genauc Lage und Ausge­
s talrung der Zufahrten wird im Baugesuchsverfahren festgelegt. Sie richten sich 
ins besonde re nac h § 53 KBR und den Auflagen des kantonalen Tielbauamtes. 

Für die Baustellenzufahrt kann das Baudepartement zusätzliche provisorische 
Ein- und Ausfahrten bewilligen. Der Anschluss an d en Bahnweg und die Deitin· 
genstrasse ist nur ffir Notfahrzeuge und öffentlich e Dienste sowie während der 
Bauphase für Baustellen.fah.rzeuge gestattet. Dieser Anschluss i,;;t gegen 
Benützung durch Nichtberechtigte abzusichern. 

z Alle Privaterschliessungsanlagen sind von den Grundeigentümern auf e igene 
Kosten zu erstellen und zu unterhalte n . 

~ Die öffentlich zugänglichen Fusswege und die Zugänge zu den Wohnungen sind 
behindertengerecht auszugestalten. 

§ 10 GEMEINSCHAFTSANLAGEN 

§ 1 1 

§ 1 2 

1 Die Mitbenützung aller gemeinsamen Einrichtungen wie Wege, Plätze, Park­
ierungsanlagen, Spielplätze und dgl ist zu dulden. Vorbehalten bleibt eine beson­
dere Regelung der Entschädigungsfrage für Anlagen, die nicht in gemeinsamem 
Eigentum stehen. Ihr Unterhalt ist durch die jeweils berechtigten Grundeigentü­
mer zu übernehmen. Dies ist vor Erteilung der Baubewill~ng von der 
Baubehörde als öffentlich rechtliche Eigentum.,;;beschränkung im Gnmdhuch 
anmerken zu lassen. 

1 Im Falle einer Abparzellierung ist diese Anmerkung auf das neue Gnmdstück zu 
übertragen. 
3 Vor Baubeginn ist das öffentliche Wegrecht im Grundbuch einzutragen. 

GESTALTUNG DER BAUTEN 
1 Die Gebäude sind in Form, Material und Farbe aufeinander abzustimmen. 

z Die im Gestaltungsplan dargestellten Grundrisse und Dachaufsichten, Fassaden 
und Schnitte dienen als Richtprojekt. Sie sind richtungsweL,;;cnd für die architek­
tonische Gestaltung Wld die Beurteilung der eingereichten Baugesuche hinsicht­
lich Einpassung ins Gesamtkonzept. Von den Vorgaben des Richtprojektes, 
insbesondere von der Massenverteilung, den Bauhöhen und der Gliederung 
Kann nur in begründeten Fällen abgewichen werden, sofern dadurch eine 
bessere Lösung resultiert. 

~Balkone sind abzustützen oder an der Dachkonstruktio n aufzuhängen. Sie 
dürfen als Wintergarten verglast werden. 

4 Die Höhe des Erdgeschossfussbodens darf max. 1,2 m über d<.·m gewachsenen 
oder tiefergelegten Terrain ~egen 

UMGEBUNGSGESTALTUNG , BEPFLANZUNG 
1 Die Umgebungsgestaltung ist grundsätzlich im Gestaltungsplan aufgezeigt. Geh­
und Fahrwege sowie Parkplätze sind soweit möglich mit wasserdurchlässigem 
Belag zu versehen. Gegenüber dem gewachsenen Terrain darf max. 1 m 
aufgeschüttet werden. 

z Die Bepflanzung längs öffentlicher Strassen und Wege hat mit einheimischen 
Arten zu erfolgen. 

·' Bei der Baueingabe sind in einem Umgebungsgestaltungsplan folgend(~ Punkte 
im Detail zu regeb: 

• 
• 
• 

• 

Topografif: (mit repräsentativen Gclände-/ Gebäudcschnitten) 

Lage Wld Ausfiihrwlg der Wege und Plät.z.c . 

I.age und Ausführung e ines gemeinsamen Kompostplatzes sowie der 
Containerstand plätze. 

Gestaltung und Ausrüstung der Kinderspiclplätze . 

• Räumliche Gestaltung und Unterstützung des Bebauungskonzcpt"i 
durch die An~rdnung der Bcplanzung, insb. d er Anordnung von 
Hochstammbäumen und Hecken . 

§ 13 KINDERSPIELPLATZ 

Die Lage der Kinderspielplätze ergibt sich au s dem Gestaltungsplan. Ausmass, 
Ausfültrung und Möblicnmg werden im Baugesuchsverfahren fcstgdcgt 

§ 14 ABSTELLPLAETZE 
1 Die erforderliche Anzahl Parkplätze wird im Baugesuchsverfahren festgelegt. 
Sie richtet sich nach§ 42 KBR. Die Anzahlund Lage der oberirdischen Parkplät7.c 
ist im Gestaltungsplan verbindlich festgelegt. 

z Für Mopeds Wld Velos müssen der Grösse des Bauvorhabens angepa...;;ste Ab­
stellflächen bereitgestellt werden. Velo-Einstellräume müssen ehenerdig oder 
über Rampen zugänglich sein. 

§ 15 HEIZUNG 

Es is t e in immissionsarmes, umweltfreundlic h es Hei7$ystem zu wählen. Eine 
Oel11eizung ist nur als zentrale Anlage mindestens pro Rt·aliskmngsetappe 
zugelassen. 

§ 16 REALISIERUNGSETAPPEN 

llic J~rstdlun~ dt.·r Üherhauung und d<·r 1.ugd1öri~<·n 1-:rschli<·ssu ngsanlag«·n <· rff,l~t 
et;~ppc·nwt"ifoie "l"mäs~ Sch<·maplan "l~tappil~rung" . 

Die Reihenfolge der Realisierungsetappen kann geändert werden, wenn die Er­
schliessung der Gebäude, insbesondere die Parkicmng und die Zufahrt für nau- und 
Notfahrzeuge, für alle Bauabschnitte zu jede m Zeitpunkt gewährleistet bleibt und 
die Schall~chutzbestimmungen mit jeder Etappe erfüllt werden. 

Soweit sie nicht durch spätere Haul·tappen beeinträchtigt werden, sind die 
Gebäudeumgebung, die Gemeinschaftsanl.agcn, die unterirdische Parkierung und 
wichtige Lärmschutzanlagen mit jeder Etappe definitiv zu erstellen. 

§ 17 AUSNAHMEN 

Die Baukommission kann im Interesse einer b«.~sseren ästhctisd1e n oder wohn­
h ygie nischen Lösung geringfügige Abweichungen vom Plan und von ein zelnen 
dieser Bestimmungen zulassen, wenn das Konzept der lJcberbauung erhalten 
bleibt, keine zwingenden ka ntonalen Bestimmungen verktzt werden und die 
ö ffe ntlichen und achtenswerten nachbarlichen lnterc.·sscn gewahrt hldben. 

§ 18 INKRAFTTRETEN 

Der Gesta ltungsplan und die Sonderbauvorschriften tn·tc:n mit de-r <rt:nehmigung 
durch dc n Regienmgsrat in Kraft. 


